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Beschluss: (gegen die Stimmen von Die Grünen - rosa liste, FDP - HUT und 

DIE LINKE.):

1. Der Stadtrat nimmt Kenntnis von dem unter Punkt A) des Vortrags der 

Referentin dargestellten Ergebnis des Realisierungswettbewerbs.

2. Der Stadtrat nimmt Kenntnis von dem unter Punkt B) des Vortrags der 

Referentin dargestellten Ergebnis der Überarbeitung.

3. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, dem 

Bebauungsplanverfahren den

- Erhalt der Fassade der "Alten Akademie" wie im Bestand

- Erhalt der Arkade Neuhauser Straße mit einer lichten Breite von mindestens

  4,00 m sowie

- Schließung der Arkade Kapellenstraße 

zu Grunde zu legen.

4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, das 

Bebauungsplanverfahren für den Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 1975 auf 

Grundlage des Wettbewerbsentwurfs des 1. Preisträgers Morger Partner 

Architekten fortzuführen. Der Bebauungsplan dient insbesondere dem Erhalt 

der Qualität des öffentlichen Raumes in seiner Zugänglichkeit und Gestaltung.

5. Das Kommunalreferat wird gebeten, mit der Bauherrin die Verhandlung 

hinsichtlich einer Entschädigung für die partielle Nutzungsüberlassung von 

bisher für die Nutzung durch Fußgängerinnen und Fußgänger gewidmeten 

Flächen in der Arkade an der Neuhauser Straße und Kapellenstraße zu 

führen.

6. Der Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 1975 wird im beschleunigten 

Verfahren nach § 13 a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß 
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§ 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

7. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02932 von DIE LINKE vom 06.03.2017 ist damit 

geschäftsordnungsgemäß behandelt.

8. Der Antrag Nr. 14-20 / B 03283 des Bezirksausschusses des Stadtbezirkes 

01 - Altstadt-Lehel vom 14.02.2017 ist damit gemäß Art. 60 Abs. 4 der 

Gemeindeordnung behandelt.

9. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


